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THEMEN IN DIESER AUSGABE

Mit dieser Ausgabe unseres Mandanten-
rundschreibens möchten wir Ihnen mittei-
len, dass wir seit Anfang Dezember über 
einen neuen Internetauftritt verfügen. Wie 
Sie auch hier sehen, haben wir in diesem 
Zusammenhang unser gesamtes Erschei-
nungsbild überarbeitet.

Wir wünschen Ihnen und Ihren Lieben 
frohe Weihnachten sowie Gesundheit, 
Glück und Erfolg für das Jahr 2020.

 
Besteuerung stiller Reserven  
bei Beendigung einer 
Betriebsaufspaltung

Bei der echten Betriebsaufspaltung wird ein 
einheitlicher Betrieb in ein operativ tätiges 
Betriebsunternehmen und wesentliche Teile 
des Anlagevermögens an das Betriebsunter-
nehmen vermietendes Besitzunternehmen 
aufgespalten. Bei der unechten Betriebs-
aufspaltung sind Betriebs- und Besitzunter-
nehmen nicht aus einem einheitlichen Be-
trieb hervorgegangen.
Endet eine Betriebsaufspaltung durch Wegfall 
der personellen Verflechtung, führt das nicht 
zur Betriebsaufgabe des Besitzunternehmens, 
wenn dieser Betrieb anschließend durch eine 
Betriebsverpachtung fortgeführt wird.
Nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs 
setzt die Versteuerung der stillen Reserven 
durch eine Betriebsaufgabe voraus, dass 
der Betrieb als Ganzes eingestellt und der 
Finanzbehörde gegenüber klar und eindeutig 
die Aufgabe des Betriebs erklärt wird. Un-
bedeutend ist, ob es sich um eine echte oder 
unechte Betriebsaufspaltung handelt.
BFH, Urt. v. 17.04.2019, IV R 12/16,  
BFH/NV 2019, S. 1179

Antrag auf Beschränkung  
des Verlustrücktrags muss 
nicht beziffert werden

Negative Einkünfte, die bei der Ermittlung 
des Gesamtbetrags der Einkünf te nicht 
ausgeglichen werden können, sind bis zu 
einer bestimmten Höhe von Amts wegen 
vom Gesamtbetrag der Einkünfte des Vor-
jahrs abzuziehen und können dort zu Steuer-
erstattungen führen (sog. Verlustrücktrag). 
Der Steuerpflichtige kann den Verlustrück-
trag betragsmäßig beschränken, sodass er 
nur teilweise oder gar nicht vorgenommen 
wird. Dies ist von Vorteil, weil sich dann 
im Vorjahr bspw. Sonderausgaben und der 
Grundfreibetrag noch steuermindernd aus-
wirken, ohne dass der Verlustrücktrag in 
Anspruch genommen wird. Ein nicht in 
Anspruch genommener Verlustrücktrag 

kann als Verlustvortrag in künftigen Ver-
anlagungszeiträumen vom Gesamtbetrag 
der Einkünfte abgezogen werden.
I n  e i nem vom Bu ndes f i n a n z hof  ent-
schiedenen Fall hatte ein Steuerpflichtiger 
die Beschränkung des Verlustrücktrags nicht 
genau beziffert, sondern lediglich beantragt, 
ihn nur in der Höhe zu berücksichtigen, die 
zu einer Einkommensteuerfestsetzung des 
Vorjahrs von 0 € führt. Der Bundesfinanzhof 
entschied, dass dieser Antrag ausreichend 
ist, weil er einer rechtsschutzgewährenden 
Auslegung zugänglich ist. Im Urteilsfall 
waren die Einkünfte des Vorjahrs wegen 
eines anhängigen Rechtsbehelfs nicht end-
gültig bekannt, sodass dem Steuerpflichtigen 
eine bezifferte Beschränkung des Verlust-
rücktrags nicht möglich war.
§ 10d Abs. 1 Satz 1 EStG

BFH, Beschl. v. 25.06.2019, X B 96/18,  
BFH/NV 2019, S. 911

Erbschaftsteuerbefreiung  
für ein Familienheim im Fall 
der Renovierung

Ein Sohn wurde nach dem Ableben sei-
nes Vaters Alleineigentümer des u. a. zum 
Nachlass gehörenden bisher vollständig 
selbst genutzten Zweifamilienhauses. Er 
beantragte im Zuge der Erbschaftsteuer-
festsetzung die Steuerbefreiung für den Er-
werb der Immobilie. Das Finanzamt versagte 
die Befreiung, da der Sohn das Haus nicht 
unverzüglich zur Selbstnutzung für eigene 
Wohnzwecke bestimmt habe.

Der Bundesfinanzhof bestätigte die Sicht-
weise des Finanzamts und entschied, dass 
der Erwerb des Zweifamilienhauses nicht 
steuerbefreit ist. Voraussetzung für eine sol-
che Steuerbefreiung ist u. a., dass das er-
worbene Haus beim Erwerber unverzüglich, 
d. h. ohne schuldhaftes Zögern, zur Selbst-
nutzung zu eigenen Wohnzwecken bestimmt 
ist (Familienheim). Angemessen hierfür ist 
in der Regel ein Zeitraum von sechs Mona-
ten nach dem Erbfall. Zieht der Erwerber 
innerhalb dieses Zeitraums in das Haus ein, 
kann regelmäßig davon ausgegangen wer-
den, dass eine unverzügliche Bestimmung 
zur Selbstnutzung als Familienheim vorliegt.
Im entschiedenen Fall hatte der Sohn erst 
mehr als zwei Jahre nach dem Todesfall 
und mehr als sechs Monate nach der Ein-
tragung im Grundbuch Angebote von Hand-
werkern eingeholt und mit der Renovierung 
begonnen. Da er zudem nicht dargelegt und 
glaubhaft gemacht hatte, dass er diese Ver-
zögerung nicht zu vertreten hatte, war keine 
Steuerbefreiung zu gewähren.
§ 13 Abs. 1 Nr. 4c ErbStG

BFH, Urt. v. 28.05.2019, II R 37/16,  
BFH/NV 2019, S. 1017

Antragsfrist für Teileinkünfte­
verfahren bei nachträglich 
festgestellter verdeckter Ge­
winnausschüttung

Ein selbstständiger Rechtsanwalt war auch 
Gesellschafter-Geschäftsführer einer GmbH. 
Für seine Geschäftsführungstätigkeit bezog 
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er ein Gehalt und eine Tantieme. Da er als 
Rechtsanwalt auch Beratungsleistungen für 
die GmbH erbrachte, erhielt er zudem ent-
sprechende Honorare.
Der Anwalt erklärte die Honorare als Ein-
künfte aus selbstständiger Arbeit, während 
er die Geschäftsführerbezüge und die Tantie-
me seinen nicht selbstständigen Einkünften 
zuordnete.
Im Rahmen einer Außenprüfung wurde ein 
Teil des Geschäftsführergehalts, der Berater-
honorare und der Tantiemen als verdeckte 
Gewinnausschüttung (vGA) qualifiziert. Dies 
hatte zur Folge, dass das Finanzamt die Ein-
künfte des Rechtsanwalts aus Kapitalver-
mögen um die festgestellte vGA erhöhte. 
Der Anwalt beantragte daraufhin die An-
wendung der Regelbesteuerung anstelle 
der Abgeltungsbesteuerung. Das Finanz-
amt lehnte dies ab.
Zu Recht, wie der Bundesfinanzhof ent-
schied. Steuerpflichtige mit Kapitalerträgen 
aus einer unternehmerischen Beteiligung 
müssen den Antrag auf Regelbesteuerung 
spätestens zusammen mit der Einkommen-
steuererklärung stellen, um so die anteilige 
Steuerfreistellung im Rahmen des sog. Teil-
einkünfteverfahrens zu erlangen. Dies gilt 
auch, wenn erst später durch Außenprüfung 
festgestel lt wird, dass vGA zu Kapital-
er trägen geführt haben und der Steuer-
pf l icht ige zuvor unzutref fend annahm, 
keine Kapitalerträge aus Beteiligung er-
zielt zu haben.
BFH, Urt. v. 14.05.2019, VIII R 20/16,  
BFH/NV 2019, S. 1168

Nicht gewährte Steuer­
befreiung als offenbare  
Unrichtigkeit

Schreibfehler, Rechenfehler und ähnliche 
offenbare Unrichtigkeiten, insbesondere 
mechanische Versehen, die dem Finanzamt 
beim Erlass eines Steuerbescheids unter-
laufen sind, können bis zum Ablauf der Fest-
setzungsfrist jederzeit berichtigt werden.
I n  e i nem vom Bu ndes f i n a n z hof  ent-
schiedenen Fall war die A-GmbH an der B-
GmbH zu 15 % beteiligt. In ihrer steuerlichen 
Gewinn und Verlustrechnung (GuV) wies sie 
Gewinnausschüttungen der B-GmbH aus, die 
zu 95 % steuerfrei waren. Sie hatte allerdings 
die entsprechenden Eintragungen zur Be-
teiligung in der Steuererklärung unterlassen, 
wohl aber die von der Gewinnausschüttung 
einbehaltenen Kapitaler tragsteuern ein-
getragen und die Bescheinigung hierüber 
beigefügt. Im Körperschaftsteuerbescheid 
besteuerte das Finanzamt die Gewinnaus-
schüttungen in voller Höhe. Der Bescheid 
wurde bestandskräftig.
Einige Monate später beantragte die A-GmbH 
die Bescheidänderung wegen offenbarer Un-
richtigkeit und beantragte die Steuerfreiheit 
der Ausschüttung. Der Bundesfinanzhof folg-
te dem Antrag, weil das Finanzamt aufgrund 
des Ausweises der Gewinnausschüttung 
in der GuV und der vorgelegten Steuer-
bescheinigung die Beteiligung an der B-
GmbH hätte erkennen können. Die Steuer-
befreiung war somit aus Versehen nicht ge-
währt worden.

Hinweis: Das Gericht stellt in diesem Urteil 
ebenfalls klar, dass die Rechtsgrundsätze zur 
offenbaren Unrichtigkeit auch bei elektro-
nisch eingereichten Steuererklärungen gelten.
§ 129 AO

BFH, Urt. v. 22.05.2019, XI R 9/18,  
BFH/NV 2019, S. 937

§ 8b KStG

Gezahlte Optionsprämie als 
Teil der Anschaffungskosten 
erworbener Aktien

Die für die Einräumung einer Option ur-
sprünglich angefallenen Kosten sind bei 
Optionsausübung als Anschaffungsneben-
kosten Teil der Anschaffungskosten der zum 
vereinbarten Basispreis erworbenen Aktien.
Zu d iesem Ergebnis kam der Bundes-
finanzhof. Er berief sich auf den handels-
rechtlichen Anschaffungskostenbegrif f. 
Danach gehören alle Aufwendungen, die 
geleistet werden, um einen Vermögens-
gegenstand zu erwerben und in einen be-
triebsbereiten Zustand zu versetzen, zu den 
Anschaffungskosten. Dazu zählen auch die 
Nebenkosten des Erwerbsvorgangs. Es 
kommt nicht darauf an, ob der Erwerber 
der Option die konkrete Absicht hat, diese 
nachfolgend zum Erwerb der Aktien zu ver-
wenden.
Bis zum Zeitpunkt der Ausübung des 
Optionsrechts verbleibt es im Betriebs-
vermögen. Wird das Recht veräußert, kommt 
es zu einer Gewinnrealisierung. Erst wenn 
es endgültig nicht mehr genutzt wird, kann 
es erfolgswirksam ausgebucht werden.
BFH, Urt. v. 22.05.2019, XI R 44/17,  
BFH/NV 2019, S. 1282

§ 255 Abs. 1 Satz 1 HGB

§ 255 Abs. 1 Satz 2 HGB

Steuerliche Abziehbarkeit  
von Geldbußen

Das Bundeskartellamt verhängte nach vor-
heriger Androhung gegenüber einem Unter-
nehmen aufgrund einer unerlaubten Kartell-
absprache ein Bußgeld. Bei der Bemessung 
des Bußgelds orientierte sich das Bundes-
kartellamt am tatbezogenen Umsatz, ohne 
die Abschöpfung des wirtschaftlichen Vor-
teils anzuordnen. Das Unternehmen hatte 
aufgrund der Androhung im Vorjahr eine 
entsprechende steuermindernde Rück-
stellung gebildet, da es davon ausging, dass 
ein Teil der Buße (49 %) einen wirtschaft-
lichen Vorteil abschöpfe und daher steuer-
lich abziehbar sei.
Der Bundesfinanzhof widersprach. Das Ab-
zugsverbot für Geldbußen gilt dann nicht, 
wenn und soweit der durch den Gesetzes-
verstoß erlangte wirtschaftliche Vorteil ab-
geschöpft wurde. Dabei kommt es nicht auf 
den subjektiven Abschöpfungswillen des 
Bundeskartellamts, sondern nur darauf an, 
ob eine Abschöpfung tatsächlich erfolgt ist, 
also auf die objektive Abschöpfungswirkung 
der Geldbuße.
Im Streitfall lagen keine konkreten Anhalts-
punkte für eine solche Abschöpfung vor. 
Die Geldbuße orientierte sich am Bußgeld-

rahmen. Das Kartellamt hat nicht den kartell-
bedingten Gewinn, sondern lediglich den 
tatbezogenen Umsatz im Rahmen der Be-
stimmung der Bußgeldobergrenze ermittelt. 
Hinsichtlich des unrechtmäßig erlangten 
Mehrerlöses ist damit nicht automatisch und 
zwangsläufig eine Abschöpfungswirkung 
verbunden. Die Geldbuße war daher steuer-
lich nicht abziehbar.
BFH, Urt. v. 22.05.2019, XI R 40/17,  
BFH/NV 2019, S. 1277

§ 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 8 Satz 4, Halbsatz 1 EStG

Unbelegte Brötchen mit Kaffee 
sind kein Frühstück

Ein Betriebsprüfer war der Auffassung, dass 
die arbeitstägliche unentgeltliche Zurver-
fügungstellung von unbelegten Brötchen 
verschiedener Art und Getränken aus einem 
Heißgetränkeautomaten als steuerpflichtiger 
Sachbezug wie ein vollständiges Frühstück 
zu behandeln wäre.
Der Bundesfinanzhof folgte dieser Sichtweise 
nicht. Er urteilte, dass es sich bei den allen 
Arbeitnehmern zum sofortigen Verzehr zur 
Verfügung stehenden Backwaren und Heiß-
getränken um nicht steuerbare Aufmerksam-
keiten handelte. Werden nur Backwaren ohne 
Brotaufstrich und Heißgetränke aus dem 
Getränkeautomaten zum jederzeitigen Ver-
zehr zur Verfügung gestellt, kann nicht von 
einer vollständigen Mahlzeit wie einem Früh-
stück, Mittagessen oder Abendessen aus-
gegangen werden.
BFH, Urt. v. 03.07.2019, VI R 36/17,  
BFH/NV 2019, S. 1295

In Vergangenheit unterlassene 
Einlage nicht über formellen 
Bilanzzusammenhang erfolgs­
wirksam nachholbar

Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass 
Sonderbetriebsausgaben, die privat durch 
den Gesellschafter bezahlt, aber nicht als 
Aufwand berücksichtigt worden sind, nicht 
über die Grundsätze des formellen Bilanz-
zusammenhangs korrigiert werden können.
Nach dem Bilanzzusammenhang müssen die 
Bilanzansätze der Eröffnungsbilanz eines Ge-
schäftsjahrs mit denen der Schlussbilanz des 
vorherigen Geschäftsjahrs übereinstimmen. 
Kann ein Bilanzierungsfehler nicht mehr 
in dem betreffenden Wirtschaftsjahr korri-
giert werden, ist der unrichtige Bilanzansatz 
grundsätzlich in der ersten folgenden und 
noch offenen Schlussbilanz richtigzustellen.
Im entschiedenen Fall hatten sich zwei Ge-
sellschafter einer bilanzierenden GmbH & 
Co. KG voneinander getrennt. Daher über-
nahm der eine Gesellschafter 2009 alle An-
teile der KG und der Komplementär-GmbH. 
Der Gesellschafter hatte sich bereits 2008 
von einer Anwaltskanzlei bezüglich der ge-
sellschaftsrechtlichen Auseinandersetzung 
beraten und vertreten lassen. Die Anwalts-
kanzlei stellte noch 2008 ihre Leistungen 
gegenüber dem Gesellschafter in Rechnung. 
Dieser bezahlte sie aus privaten Mitteln, was 
zu einer Einlage des Gesellschafters führte. 
Die Bezahlung der Rechnung wurde aller-
dings nicht als Sonderbetriebsausgaben in 
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der Steuererklärung für das Jahr 2008, son-
dern erst für das Jahr 2009 geltend gemacht.
Zu Unrecht, wie der Bundesfinanzhof ent-
schied. Durch die Bezahlung aus privaten 
Mitteln war in der Bilanz der KG zum 31. De-
zember 2008 kein Wirtschaftsgut zu bilanzie-
ren. Diesbezüglich kann es also auch keine 
Bilanzberichtigung im Jahr 2009 geben. 
Auch sind die Grundsätze des formellen 
Bilanzzusammenhangs keine Grundlage 
einen im Vorjahr zu Unrecht unterbliebenen 
Ausweis einer Einlage nachzuholen.
BFH, Urt. v. 17.06.2019, IV R 19/16,  
BFH/NV 2019, S. 1288

Bescheid für das Verlustent­
stehungsjahr ist nicht bindend 
für die Höhe des Verlustrück­
trags im Bescheid des Rück­
tragsjahrs

Grundsätz l ich ist zwischen einer Ein-
kommen- oder Körperschaf tsteuer fest-
setzung und einer etwaigen Verlustfest-
stellung zu unterscheiden. Im Bescheid über 
die Feststellung des verbleibenden Verlust-
vortrags zum 31. Dezember des Verlustent-
stehungsjahrs ist ein Verlustrücktrag in der 
Höhe zu berücksichtigen, wie er im Fest-
setzungsbescheid für die Einkommen- oder 
Körperschaftsteuer des Rücktragsjahrs an-
gesetzt wurde. Über Grund und Höhe eines 
Verlustrücktrags wird ausschließlich im Ein-
kommen- oder Körperschaftsteuerbescheid 
des Rücktragsjahrs entschieden.
Der Körperschaftsteuerbescheid ist bezogen 
auf die für die Verlustfeststellung relevan-
ten Besteuerungsgrundlagen trotzdem kein 
Grundlagenbescheid. Er bewirkt lediglich 
eine inhaltliche Bindung.
BFH, Urt. v. 28.11.2018, I R 41/18,  
BFH/NV 2019, S. 1109

Überprüfung der Gesellschaf­
ter-Geschäftsführerbezüge  
einer GmbH

Bezüge der Gesellschafter-Geschäftsführer 
müssen regelmäßig auf ihre Angemessenheit 
hin überprüft werden. Bei dieser Prüfung 
werden folgende Gehaltsbestandteile berück-
sichtigt: Festgehalt (einschließlich Über-
stundenvergütung), Zusatzvergütungen (z. B. 
Urlaubsgeld, Tantiemen, Gratifikationen), 
Pensionszusagen und Sachbezüge.
Die Vergütungsbestandteile dürfen sowohl 
dem Grunde, als auch der Höhe nach nicht 
durch das Gesellschaftsverhältnis veranlasst 
sein. Zudem müssen die einzelnen Gehalts-
bestandteile sowie die Gesamtvergütung 
angemessen sein. Danach ist zu prüfen, ob 
auch ein fremder Geschäftsführer, der keine 
Beteiligung an der GmbH hält, diese Ent-
lohnung für seine Tätigkeit erhalten hätte. 
Es kann auch notwendig sein, die Tantieme 
und die Gesamtbezüge – z. B. wegen weiterer 
Bezüge aus anderen Tätigkeiten – auf einen 
bestimmten Höchstbetrag zu begrenzen. Be-
schäftigt eine GmbH mehrere Geschäfts-
führer, müssen insbesondere bei kleinen 
Unternehmen ggf. Vergütungsabschläge 
vorgenommen werden.

Ziel der Vorlage soll es sein, grenzüber-
schreitende Steuervermeidungspraktiken 
und Gewinnverlagerungen zeitnah zu identi-
fizieren und zu verringern, um die Erosion 
des deutschen Steuersubstrats zu ver-
hindern.
Gelingen soll dies unter anderem durch die 
Einführung der Pflicht zur Mitteilung grenz-
überschreitender Steuergestaltungen. Da-
durch würden die Steuerbehörden der Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union um-
fassende Informationen über die als relevant 
eingestuften Steuergestaltungen erhalten. 
Diese Informationen versetze den Gesetz-
geber und die zuständigen Finanzbehörden 
in die Lage, zeitnah solche Steuerpraktiken 
zu identifizieren und gegen diese vorzugehen 
sowie ungewollte Gestaltungsspielräume 
durch Rechtsvorschrif ten oder durch ge-
eignete Risikoabschätzungen zu schließen.
Hintergrund: Im Rahmen der Umsetzung 
der BEPS-Initiative (Aktionspunkt 12: ag-
gressive Steuergestaltung) hat die EU die 
sog. DAC 6 im Sommer des Jahres 2018 be-
schlossen. Diese soll nun kurzfristig in na-
tionales deutsches Recht umgesetzt werden.
Inhalt und Konsequenzen: Nach dem Ge
setzesentwurf müssen grenzüberschreitende 
Steuergestaltungen, bei denen mehr als ein 
EU-Mitgliedsstaat bzw. ein EU-Mitglieds-
staat und mindestens ein Drit tstaat in-
volviert sind, beim Bundeszentralamt für 
Steuern (BZSt) angezeigt werden. Inner-
staatliche Steuergestaltungen sind nicht 
anzeigepflichtig.
Damit schafft der Gesetzgeber eine sehr 
weit gefasste Meldepflicht für grenzüber-
schreitende Gestaltungen und sieht keine 
Bagatellgrenze vor. Betroffen sind grund-
sätzlich al le Steuerarten mit Ausnahme 
der Umsatzsteuer. Die Meldefrist ist sehr 
kurz, die vorgesehene Verpf lichtung zur 
Darstellung des relevanten Sachverhalts 
sehr weitgehend, der zu erwartende ad-
ministrative Aufwand umfangreich.
Mit Wirkung ab dem 01.07.2020 soll die 
Nichteinhaltung der Vorgaben mit Strafen 
von 25.000 € sanktioniert werden. Jedoch 
besteht die Anzeigepf licht schon ab der 
Verkündung der Richtlinie auf EU-Ebene 
am 24.06.2018. Für zwischenstaatliche Ge-
staltungen, die zwischen dem 24.06.2018 und 
30.06.2018 begonnen wurden, ist bis zum 
31. August 2020 zu melden. Rückwirkend zu 
meldende Gestaltungen werden nicht sank-
tioniert. Entsprechende Änderungen der Ab-
gabenordnung werden sich unter §§ 138d-h 
AO manifestieren.

Gewinnrealisierung bei  
Beendigung der Betriebsauf­
spaltung oder Betriebsver- 
pachtung

Bei Wegfall der Voraussetzungen für eine 
Betriebsaufspaltung kommt es zu einer Be-
triebsaufgabe mit Gewinnrealisierung. Lie-
gen jedoch bei Beendigung der Betriebs-
aufspaltung die Voraussetzungen für eine 
Betriebsverpachtung im Ganzen vor, führt 
die Verpachtung des Besitzunternehmens 
nicht zwangsläufig zur Betriebsaufgabe. 
Eine Aufdeckung der stillen Reserven ist erst 
dann geboten, wenn gegenüber den Finanz-

Nr. 7 | 20193

Damit die Vergütungen des Gesellschafter-
Geschäftsführers als Betriebsausgaben be-
rücksichtigt werden können, muss zuvor ein 
Anstellungsvertrag abgeschlossen werden. 
In diesem muss klar und eindeutig formu-
liert werden, welche Vergütungen der Ge-
sellschafter-Geschäftsführer erhält. Fehlen 
diese Vereinbarungen, liegt eine verdeckte 
Gewinnausschüttung vor.
Sowohl die Neufestsetzung als auch sämt-
liche Änderungen der Bezüge sind grund-
sätzlich im Voraus durch die Gesellschafter-
versammlung festzustellen.
Hinweis: Aufgrund der Vielzahl der Urtei-
le zu diesem Themengebiet ist es sinnvoll, 
die Bezüge insgesamt mit dem Steuerberater 
abzustimmen.
BMF, Schr. v. 14.10.2002, IV A 2S 274262/02,  
BStBl 2002 I, S. 972; BMF, Schr. v. 01.02.2002,  
IV A 2S 27424/02, BStBl 2002 I, S. 219

BFH, Urt. v. 15.12.2004, I R 79/04, BFH/NV 2005,  
S. 1147; BFH, Urt. v. 27.02.2003, I R 46/01,  
BStBl 2004 II, S. 132

BFH, Beschl. v. 09.10.2013, I B 100/12,  
BFH/NV 2014, S. 385

BMF, Schr. v. 16.05.1994, IV B 7S 274214/94,  
BStBl 1994 I, S. 868

Vermietung von Standflächen 
eines gemeinnützigen Vereins

Eine als gemeinnützig anerkannte Selbst-
hilfeorganisation führte wissenschaftliche 
Kongresse durch und vermietete hierbei 
Standflächen an Pharmaunternehmen, die 
dort für ihre Produkte warben. Das Finanz-
amt versteuerte die Standmieten als Ge-
winn aus einem wirtschaftlichen Geschäfts-
betrieb.
Der Bundesfinanzhof entschied, dass die 
Vermietung von Standf lächen zwar kein 
steuerbefreiter Zweckbetrieb ist, die Werbe-
einnahmen gleichwohl steuerbegünstigt 
und pauschal nur zu 15 % als Gewinn aus 
wirtschaftlichem Geschäftsbetrieb zu ver-
steuern sind. Das Gericht stellte klar, dass 
Werbeeinnahmen im Zusammenhang mit 
der steuerbegünstigten Tätigkeit nicht nur 
aus aktiver Werbung, z. B. Trikotwerbung 
begünstigt sind, sondern auch aus passi-
ver Werbung, wie im entschiedenen Fall.
Hinweis: Übersteigen die Einnahmen ein-
schließlich Umsatzsteuer aus wirtschaft-
lichen Geschäftsbetrieben, die keine Zweck-
betriebe sind, nicht den Betrag von 35.000 € 
im Jahr, unterbleibt eine Ertragsbesteuerung.
BFH, Urt. v. 26.06.2019, V R 70/17,  
BFH/NV 2019, S. 1146

§ 64 Abs. 6 Nr. 1 AO

§ 64 Abs. 3 AO

Anzeigepflicht für grenz­
überschreitende Steuerge­
staltungsmodelle

Der Bundestag hat am Donnerstag, 7. No-
vember 2019, den Gesetzentwurf der Bundes-
regierung zur Einführung einer Pflicht zur 
Mitteilung grenzüberschreitender Steuer-
gestaltungen (19/14685) beraten und im An-
schluss zur federführenden Beratung an den 
Finanzausschuss überwiesen.



behörden eine Betriebsaufgabeerklärung 
abgegeben wird.
Wird ein Verpachtungsbetrieb unentgelt-
lich auf einen Dritten übertragen, z. B. durch 
Schenkung, tritt dieser in die Rechtsstellung 
des bisher igen Verpächters ein. Durch 
eine entgeltliche Übertragung eines Ver-
pachtungsbetriebs erlischt hingegen das 
Verpächterwahlrecht.
BFH, Urt. v. 13.12.2018, III R 13/15,  
BFH/NV 2019, S. 1069

Keine erweiterte Grundbesitz­
kürzung des Gewerbeertrags 
bei Überlassung von Betriebs­
vorrichtungen

Verpachtet ein Unternehmen ausschließlich 
eigenen Grundbesitz, kann es auf Antrag 
den Teil des Gewerbeertrags kürzen, der 
auf die Verpachtung entfällt.
Werden allerdings neben dem eigentlichen 
Grundbesitz auch nicht mit dem Grundstück 
fest verbundene Betriebsvorrichtungen mit-
vermietet, ist die erweiterte Kürzung des 
Gewerbeer t rags nach einem Ur tei l des 
Bundesfinanzhofs ausgeschlossen. Es wird 
nur die gesetzliche Kürzung um 1,2 % des 
Einheitswerts des zum Betriebsvermögen 
gehörenden Grundbesitzes berücksichtigt. 
Auf den Umfang der zusätzlich vermieteten 
Betriebsvorrichtungen kommt es nicht an.
Mit dieser Begründung wurde die erweiterte 
Kürzungsmöglichkeit beim Gewerbeertrag 
für die Verpachtung der zur Ausstattung 
eines Hotels gehörenden Bierkellerkühl-
anlage, von Kühlräumen und Kühlmöbeln 
für Theken- und Büfettanlagen abgelehnt.
BFH, Urt. v. 11.04.2019, III R 36/15,  
BFH/NV 2019, S. 1309

Gewerbesteuer: keine erwei­
terte Kürzung bei Beteiligung 
an einer grundstücksverwal­
tenden, gewerblich geprägten 
Personengesellschaft

Bei der Ermittlung des Gewerbeertrags eines 
Unternehmens kann die sog. erweiterte Kür-
zung greifen, wenn das Unternehmen aus-
schließlich eigenen Grundbesitz verwaltet 
(Ausschließlichkeitsgebot). Einige Tätig-
keiten darüber hinaus sind unschädlich, 
wie beispielsweise die Verwaltung eige-
nen Kapitalvermögens.
Der Bundesfinanzhof hatte den Fall einer 
grundstücksverwaltenden GmbH & Co. KG 
zu entscheiden, die ihrerseits wieder an 
einer grundstücksverwaltenden, durch die 
Rechtsform gewerblich geprägten Personen-
gesellschaft (Beteiligungsgesellschaft), be-
teiligt war.
Die GmbH & Co. KG kann die erweiterte 
Kürzung nicht in Anspruch nehmen, da die 
Beteiligung gegen das Ausschließlichkeits-
gebot verstößt. Das Grundvermögen und die 
grundstücksverwaltende Tätigkeit der Be-
teiligungsgesellschaft sind nicht der GmbH 
& Co. KG zuzurechnen, da die Beteiligungs-
gesellschaft durch ihre gewerbliche Prägung 
eigenes Betriebsvermögen besitzt. Der Be-

teiligungsgesellschaft selbst kann allerdings 
die erweiterte Kürzung zustehen.
Hinweis: Die Beteiligung an einer nicht 
gewerblich geprägten, also nur vermögens-
verwaltenden Personengesellschaft ist da-
gegen für die Inanspruchnahme der er-
weiterten Kürzung unschädlich. Hier greift 
die Bruchteilsbetrachtung, nach der die Wirt-
schaftsgüter anteilig den Beteiligten zuzu-
rechnen sind.
BFH, Urt. v. 27.06.2019, IV R 44/16,  
BFH/NV 2019, S. 1306

Steuerliche Gestaltung des 
Schuldzinsenabzugs beim  
Erwerb einer gemischt genutz­
ten Immobilie

Während Schuldzinsen für ein Darlehn zum 
Erwerb einer vermieteten Immobilie steuer-
lich als Werbungskosten abzugsfähig sind, 
gilt dies nicht für eine eigengenutzte Im-
mobilie. Wird z. B. ein Zweifamilienhaus 
angeschafft, in dem eine Wohnung eigen-
genutzt und die andere f remdvermietet 
wird, kann durch eine geschickte Kaufver-
trags- und Finanzierungsgestaltung das ein-
gesetzte Eigenkapital der eigengenutzten 
Wohnung zugeordnet werden, sodass ge-
zahlte Schuldzinsen ganz oder zum großen 
Teil auf die vermietete Wohnung entfallen 
und die Steuerlast mindern.
Hierfür ist es erforderlich, dass der Kaufpreis 
für die beiden Gebäudeteile im Notarvertrag 
getrennt vereinbart und bezahlt wird. Dabei 
muss der auf die vermietete Wohnung ent-
fallende Kaufpreis nachweislich durch ein 
gesondertes Darlehn bezahlt werden. Wird 
der gesamte Kaufpreis allerdings in einer 
Summe von einem Bankkonto bezahlt, auf 
das vorher das Darlehn ausgezahlt wurde, 
kann das Darlehn nach einem Urteil des 
Bundesfinanzhofs nicht mehr ausschließ-
lich der vermieteten Wohnung zugeordnet 
werden, weil sich Eigen- und Fremdkapital 
vermischt haben.
Tipp: Die Gestaltung sollte mit dem steuer-
lichen Berater frühzeitig abgesprochen wer-
den. Sie ist auch bei der Herstellung einer 
gemischt genutzten Immobilie möglich.
BFH, Urt. v. 12.03.2019, IX R 2/18,  
BFH/NV 2019, S. 1073

Vorsteuerabzug aus  
Anzahlungen

Ein Unternehmer hatte ein Blockheizkraft-
werk bestellt und angezahlt. Er erhielt es je-
doch nicht, weil der Verkäufer insolvent und 
wegen Betrugs verurteilt wurde. Das Finanz-

Hinweis: Die Darstellungen dienen ausschließlich Informationszwecken  
und ersetzen nicht die Beratung im Einzelfall.
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amt erkannte den Vorsteuerabzug aus dem 
Erwerb des Blockheizkraftwerks nicht an.
Der Bundesfinanzhof sah das anders. Unter-
nehmer können die gesetzlich geschuldete 
Umsatzsteuer für Lieferungen und sonstige 
Leistungen, die von einem anderen Unter-
nehmer für ihr Unternehmen ausgeführt wer-
den, als Vorsteuer abziehen. Das setzt eine 
ordnungsgemäße Rechnung voraus. Wurde 
die Steuer vor Ausführung der Umsätze ge-
zahlt, ist sie abziehbar, wenn die Rechnung 
vorliegt und die Zahlung geleistet wurde. 
Diese Voraussetzungen waren erfüllt.
Zudem muss der Eintr it t des Steuer tat-
bestands zum Zeitpunkt der Anzahlung „si-
cher“ sein. Im entschiedenen Fall waren alle 
maßgeblichen Elemente der künftigen Liefe-
rung, wie etwa Kaufgegenstand, Kaufpreis 
und Lieferzeitpunkt, festgelegt. Unerheblich 
war, dass von Anfang an feststand, dass es 
nicht zur Lieferung des Blockheizkraftwerks 
kommen würde. Denn der Vorsteuerabzug 
hängt nicht davon ab, ob der Lieferant im 
Zahlungszeitpunkt die Leistung objektiv er-
bringen konnte und ob er das wollte.
BFH, Urt. v. 27.03.2019, V R 6/19, V R 33/16

Vorsteuerabzug aus Umzugs­
kosten für Angestellte

Ein deutsches Unternehmen gehörte einer 
international tätigen Unternehmensgruppe 
an. Aufgrund einer Umstrukturierung wur-
den Mitarbeiter, die im Ausland tätig waren, 
ins Inland versetzt. Das Unternehmen unter-
stützte sie bei der Wohnungssuche, indem es 
z. B. die Maklerkosten übernahm, für die es 
auch ordnungsgemäße Rechnungen erhielt.
Das Finanzamt nahm in der Übernahme der 
Kosten einen tauschähnlichen Umsatz an 
und erhöhte die Umsätze des Unternehmens 
um die übernommenen Maklerkosten. Leis-
tungen an Arbeitnehmer für deren private 
Zwecke unterlägen der Umsatzsteuer.
Zu Unrecht, entschied der Bundesfinanzhof. 
Durch die einmalige Vorteilsgewährung soll-
ten die Voraussetzungen dafür geschaffen 
werden, dass die Mitarbeiter ihre Arbeits-
leistung für das Unternehmen erbringen kön-
nen. Die persönlichen Vorteile der Mitarbeiter 
waren gegenüber den Bedürfnissen des 
Unternehmens untergeordnet. Daher han-
delt es sich nicht um eine Gegenleistung für 
eine spätere Arbeitsleistung. Die Leistung 
unterlag nicht der Umsatzsteuer.
Aufgrund des vorrangigen Unternehmens-
interesses an den bezogenen Mak ler-
leistungen war das Unternehmen auch zum 
Vorsteuerabzug aus den Maklerrechnungen 
berechtigt.
BFH, Urt. v. 06.06.2019, V R 18/18,  
DStR 2019, S. 2142


